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1. Einleitung  

 

Die Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 

Februar 2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr und zur Änderung der Verord-

nung (EG) Nr. 2006/20041 ist seit 01.03.2013 in Kraft. Gemäß Artikel 29 der Verordnung (EU) 

Nr. 181/2011 veröffentlichen die nationalen Durchsetzungsstellen nach dem 01. Juni 2015 alle 

zwei Jahre einen Bericht über ihre Tätigkeiten in den zwei vorangegangenen Kalenderjahren. 

 

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) wurde gemäß § 3 Absatz 1 EU-Fahrgastrechte-

Kraftomnibus-Gesetz (EU-FahrgRBusG) als nationale Durchsetzungsstelle benannt und 

nimmt die Aufgaben zur Durchsetzung der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 unter Nutzung der 

Synergieeffekte aus den Erfahrungen als nationale Durchsetzungsstelle Eisenbahn und Schiff 

wahr. Zudem ist das EBA Instanz für Beschwerden von Fahrgästen, die ihr fahrgastrechtliches 

Anliegen nicht mit dem Beförderer lösen konnten (§ 3 Absatz 2 Satz 2 EU-FahrgRBusG und 

Artikel 28 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 181/2011). 

 

Der Mitgliedstaat Deutschland hatte gemäß § 1 Absatz 2 des EU-FahrgRBusG von der Aus-

nahmemöglichkeit nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 Gebrauch ge-

macht, wonach Linienverkehrsdienste vom Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 

181/2011 ausgenommen werden können, weil ein erheblicher Teil dieser Linienverkehrs-

dienste, der mindestens einen planmäßigen Halt umfasst, außerhalb der Union betrieben wird. 

Diese Ausnahme ist zum 28.02.2017 ausgelaufen. Von der Verlängerungsmöglichkeit wurde 

kein Gebrauch gemacht. 

 

Fahrgäste können ihre Beschwerden nicht nur an die nationale Durchsetzungsstelle beim EBA 

richten, sondern sich gemäß § 6 EU-FahrgRBusG auch an Schlichtungsstellen wenden, so-

weit diese nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz anerkannt sind und das betroffene 

Unternehmen dort Mitglied ist. Bisher sind dies die Schlichtungsstelle für den öffentlichen Per-

sonenverkehr e.V. (söp), die Nahverkehr-Schlichtungsstelle e.V. (SNUB) und die Schlich-

tungsstelle Nahverkehr e.V. (snv). Wenn das betreffende Unternehmen nicht Mitglied bei einer 

Schlichtungsstelle ist, kann der Fahrgast sich auch an die Universalschlichtungsstelle des 

Bundes oder an die Außergerichtliche Streitbeilegungsstelle für Verbraucher und Unterneh-

mer e.V. wenden. 

                                                

1 Im Folgenden: Verordnung (EU) Nr. 181/2011. 
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Der Fernlinienverkehr im Kraftomnibussektor konnte trotz weiterbestehender Covid-19-Pan-

demie im 2. Quartal 2021 wieder aufgenommen werden. Dennoch zeigte sich in 2021 zu-

nächst noch ein zurückhaltendes Reiseverhalten. Auch Vor-Ort-Prüfungen durch die Fahr-

gastrechte-Aufsicht der nationalen Durchsetzungsstelle wurden in 2021 aufgrund der Covid-

19-Pandemie nur eingeschränkt durchgeführt.  

 

In 2022 nahmen die Fahrten im Fernbuslinienverkehr aufgrund der verbesserten Pandemie-

Situation wieder deutlich zu. Auch die Fahrgastrechte-Aufsicht vor Ort konnte dementspre-

chend wieder verstärkt durchgeführt werden. 

 

Am 26.03.2022 ist die EU-Fahrgastrechte-Kraftomnibus-Gebührenverordnung (EU-

FahrgRBusBGebV) in Kraft getreten. Seit diesem Zeitpunkt sind somit für die Durchführung 

von Verwaltungsverfahren, in deren Verlauf ein Verstoß gegen fahrgastrechtliche Bestim-

mungen festgestellt wurde, Gebühren zu erheben. Die Festsetzung der Gebühren erfolgt im 

Busbereich als Festbetrag (nicht nach Zeitaufwand). Die Erhebung von Gebühren ist ein zu-

sätzliches Mittel, die Beförderer zur Einhaltung der Fahrgastrechte zu motivieren. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


































